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MEHRWERTAUSGLEICH

Mehrwertausgleich festsetzen: 
eine Krux für viele Gemeinden
Die fünfjährige Umsetzungsfrist ist abgelaufen, nun werden nach den Kantonen 
die Gemeinden mit der Festsetzung des Mehrwertausgleichs konfrontiert. Die 
Bestimmung des Planungsmehrwerts ist komplexer als erwartet.

Mit der ersten Etappe der RPG-Revision 
wurden die Mindestvorgaben für den 
Mehrwertausgleich konkretisiert. Die 
«Schweizer Gemeinde» hat im November 
2017 darüber berichtet. Am 30. April 2019 
ist nun die fünfjährige Umsetzungsfrist 
für die Kantone abgelaufen. Zeit für einen 
aktuellen Überblick.
Es zeigt sich, dass die Mehrzahl der Kan-
tone in ihren Regelungen sowohl Ein- als 
auch Auf- und Umzonungen als Abgabe-
tatbestände der Mehrwertabgabe (MWA) 
unterstellen. Je nach Kanton wird der 
Abgabesatz auf kantonaler Ebene allge-
mein oder aber innerhalb von Bandbrei-
ten durch die Gemeinde festgesetzt. Die 
zur Anwendung kommenden Abgabe-
sätze variieren zwischen 20 und 50% bei 
Einzonungen und bis zu 50% bei Um- 
oder Aufzonungen.

Grosse kantonale Unterschiede
In den Abbildungen 1 und 2 zeigt sich ex-
emplarisch der Gegensatz zwischen ein-
zelnen Kantonen, wie beispielsweise dem 
Kanton Graubünden und dem Kanton 
Basel-Landschaft. Während Graubünden 
über das bundesrechtliche Minimum hin-
ausgeht und den Gemeinden einen gro-
ssen Handlungsspielraum einräumt, stellt 
der Kanton Basel-Landschaft das Gegen-
teil dessen dar. So können die Gemeinden 
im Kanton Graubünden entscheiden, ob 
und zu welchem Satz Um- und Aufzonun-
gen der Mehrwertabgabe unterstellt wer-
den und bei Einzonungen den kantonalen 
Abgabesatz von 30% auf bis zu 50% erhö-
hen, respektive in gewissen Fällen auf 
20% reduzieren. Der Kanton Basel-Land-
schaft hingegen bleibt bei Einzonungen 
auf dem Mindestabgabesatz von 20% und 
verbietet den Gemeinden die Erhebung 
weitergehender Mehrwertabgaben. An 
diesem Beispiel zeigen sich die Heraus-
forderungen bei der Umsetzung, die mit 
der Vielfalt gesetzlicher Vorgaben auf kan-
tonaler Ebene einhergehen. Nach den 
Kantonen werden jetzt Gemeinden und 
Eigentümer mit der Festsetzung des 
Mehrwertausgleichs konfrontiert. 
Nachdem die meisten Kantone Bestim-
mungen erlassen haben, werden nun die 
ersten Erfahrungen mit der Umsetzung 

gesammelt. Dabei stellt sich heraus, dass 
sich gerade bei Auf- und Umzonungen die 
Festsetzung des Planungsmehrwerts 
deutlich komplexer als erwartet gestaltet.

Herausforderungen bei der Umsetzung
Zum einen stellt die Zeitspanne zwischen 
Festsetzung (i.d.R. bei Rechtskraft der Pla-
nungsmassnahme) und Fälligkeit (bei 
Veräusserung oder Überbauung) der 
Mehrwertabgabe eine Herausforderung 
dar. So kann bei der Auf- oder Umzonung 
einer überbauten Parzelle bis zur Fälligkeit 
eine lange Zeit vergehen, da der Baube-
stand eine frühzeitige Realisierung des 
Mehrwerts ausschliesst. In dieser Zeit-
spanne können sich die Immobilien- und 
Mehrwerte stark verändern und so beab-
sichtigte Innenentwicklungen beeinträch-
tigen. Eine Indexierung der Mehrwertab-

gabe an Baulandpreisindizes könnte 
diesem Aspekt Rechnung tragen. Besser 
wäre hingegen ein Vorgehen nach dem 
ebenfalls bundesrechtskonformen Modell 
des Kantons Basel-Stadt, bei dem die 
Festsetzung und Abschöpfung erst bei 
Realisierung des Aus- oder Neubaupro-
jekts stattfindet. Einzelne kantonale Rege-
lungen verbieten jedoch oft diesen Spiel-
raum. Zum anderen stellt sich die Frage 
nach abzugsfähigen Kosten. Hier sollte 
die Gesetzgebung so ausgestaltet sein, 
dass durch die planerische Massnahme 
verursachte Mehraufwände wie erhöhte 
Planungskosten für die Qualitätssiche-
rung (Gestehungskosten) durch den 
Grundeigentümer  vom Mehrwert in Ab-
zug gebracht werden können. Im Fall von 
durch den Grundeigentümer oder Ent-
wickler zu erbringenden, geldwerten Leis-

Abgabetatbestände gemäss kantonaler Gesetzgebung

 MWA nur bei Einzonungen zulässig

 MWA bei Einzonungen, Gemeinden ist es erlaubt MWA auf andere Planungsvorteile zu erheben

 MWA bei Ein-, Auf- oder Umzonungen 

  MWA nur bei Einzonungen zulässig
 � MWA bei Einzonungen, Gemeinden ist es erlaubt, MWA auf andere Planungsvorteile zu 
erheben

  MWA bei Ein-, Auf- oder Umzonungen

Die Mehrzahl der Kantone unterstellt in ihren Regelungen sowohl Ein- als auch Auf- und 
Umzonungen als Abgabetatbestände der Mehrwertabgabe (MWA). �  
� Datenaufbereitung: Wüest Partner, Quelle: EspaceSuisse (Stand 22.5.2019)
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tungen wie etwa der Erstellung öffentli-
cher Infrastrukturen auf den von der 
Mehrwertabgabe betroffenen Grundstü-
cken ist indes ein Abzug von der zu leis-
tenden Mehrwertabgabe gerechtfertigt.

Vorreiterin Köniz (BE)
Am Beispiel von Köniz, einer der ersten 
Schweizer Gemeinden, die den Mehr-
wertausgleich nach neuem Recht einge-
führt hat, zeigt sich, dass eine sorgfältige 
und einvernehmliche Vorgehensweise die 

Akzeptanz in der Bevölkerung wie auch 
seitens der Grundeigentümerschaften 
verbessert und Rechtsfällen vorbeugt.  
Stephan Felber, Leiter Planungsabteilung 
Köniz, nimmt dazu Stellung:

Herr Felber, weshalb hat sich Köniz dazu 
entschlossen, die Mehrwertabgabe nicht 
nur bei Ein-, sondern auch bei Um- und 
Aufzonungen vorzusehen und dazu ein 
Reglement zu erarbeiten?
Stephan Felber: Dafür gibt es verschie-
dene Gründe: Einerseits entstehen bei 
Um- und Aufzonungen für die Grundei-
gentümer teilweise erhebliche Mehr-
werte, während der Gemeinde für die 
Errichtung notwendiger Infrastrukturen 
oder für die Aussenraumaufwertung Kos-
ten entstehen. Vor diesem Hintergrund 
wird es als angemessen angesehen, 

wenn ein Teil der entstehenden Mehr-
werte für die Deckung dieser Kosten in 
diesen intensiver genutzten Innenent-
wicklungsgebieten qualitätsstiftend auf-
gewendet wird. Andererseits wendet 
Köniz die Praxis des Ausgleichs von Pla-
nungsmehrwerten bei Um- und Auf
zonungen schon seit 2008 erfolgreich an, 
wobei bisher vertragliche Regelungen mit 
den Grundeigentümern möglich waren, 
bei denen man auf die spezifischen Gege-
benheiten Rücksicht nehmen konnte. Die 

se bewährte Praxis floss soweit möglich 
in das  neue kommunale Reglement ein. 

Welches sind die Schlüsselfaktoren für 
eine mehrheitsfähige Mehrwertabgabe?
Felber: Ein wesentlicher Punkt war, dass 
die Mehrwertabgabe erst zum Zeitpunkt 
fällig wird, wenn der Mehrwert realisiert, 

also gebaut wird. Bei Liegenschaften, die 
von einer Um- oder Aufzonung betroffen 
sind, wird bei einem Verkauf oder dem 
Vererben keine Abgabe fällig. Zudem 
wurde die ursprüngliche Freigrenze in 
einen Freibetrag umgewandelt. Im Ge-
gensatz zur Freigrenze, wo die Abgabe bei 
einem über der Freigrenze liegenden 
Mehrwert auf dem gesamten Mehrwert 
erhoben wirdt, profitieren mit dem Frei-
betrag alle Abgabepflichtigen. Aufgrund 
der Höhe des Freibetrages sind Eigentü-
mer von kleineren Liegenschaften wie  
Einfamilienhäusern weniger häufig von 
einer hohen Mehrwertabgabe betroffen.

Welchen Rat würden Sie Gemeindever-
tretern geben, die in ihrer Gemeinde den 
Mehrwertausgleich bei Um- und/oder 
Aufzonungen einführen möchten?
Felber: Grundsätzlich braucht es immer 
Kenntnis der konkreten Situation. Der An-
satz soll auf die jeweilige Gemeindestruk-
tur und die absehbaren Planungsmass-
nahmen zugeschnitten sein. Der Mehrwert 
soll durch ein unabhängiges Fachgutach-
ten bestimmt werden und nicht durch 
Maximalforderungen die Gemeindekasse 
aufbessern. Die Gemeinde hat sicherzu-
stellen, dass die Einnahmen für Massnah-
men in den Innenentwicklungsgebieten 
eingesetzt werden, damit sowohl die 
Grundeigentümer als auch die Bevölke-
rung profitieren. Die Dialogsuche mit den 
Grundeigentümern sowie das Eingehen 
auf deren Anliegen ist dabei ebenso wich-
tig wie das Einstehen für die Grundsätze 
des Mehrwertausgleichs. Bei der Auf-
tragsvergabe an unabhängige Bewerter 
sind die Planungsmassnahmen präzise zu 
erläutern und möglichst alle wertrelevan-
ten Veränderungen objektiv zu erfassen. 
Wichtig ist auch die enge Abstimmung in 
der Kommunikation zwischen Bewerter, 
Planungsfachperson und Politik.

Matthias Weber und Manuel Fernandez, 
Wüest Partner

Corina Ingold, Häusermann+Partner

Infos:
www.wuestpartner.com;  www.haeusermann.
ch; www.mehrwertabgabe.com

Maximal zulässiger Abgabesatz bei Auf- oder Umzonungen

 keine MWA bei Auf- oder Umzonungen

 bis 20 Prozent

 bis 30 Prozent

 bis 40 Prozent

 50 Prozent

 keine Vorgabe

  keine MWA bei Auf- oder Umzonungen	   bis 40 Prozent
  bis 20 Prozent	   50 Prozent
  bis 30 Prozent	   keine Vorgabe

Nach den Kantonen werden jetzt Gemeinden und Eigentümer mit der Festsetzung des 
Mehrwertausgleichs konfrontiert. Die Karte zeigt die in den Kantonen sehr unterschiedli-
chen maximal zulässigen Abgabesätze bei Auf- oder Umzonungen.� Datenaufbereitung, Bearbei-

tung und Ergänzung betr. Kanton Zürich: Wüest Partner, Quelle: EspaceSuisse (Stand 22.5.2019)

«Ein wesentlicher Punkt ist, dass die 
Mehrwertabgabe erst zum Zeitpunkt 
fällig wird, wenn der Mehrwert reali-

siert, also gebaut wird.»

Stephan Felber, Leiter Planungsabteilung Köniz (BE)


